
Diesel-Besitzer: abgezockt, verraten, bestraft  

 

Erst wurden die Besitzer von Diesel-PKW von den Herstellern betrogen, 

dann von der Politik im Stich gelassen. Damit nicht genug, denn jetzt 

folgt die Bestrafung durch Fahrverbote und durch drastische 

Wertverluste des „alten“ PKW‘s. Zumindest dürfte sich das Fiasko für 

die Autoindustrie lohnen, denn so können massenhaft neue Fahrzeuge 

an jene verkauft werden, die vorher mit falschen Daten verschaukelt 

wurden. Betroffen sein könnten auch Besitzer von Neuwagen der 

Schadstoffklasse 6. Grund für die Befürchtungen sind die Abgaswerte, 

die im Vergleich zu älteren Diesel-Autos ähnlich schlecht ausfielen. Das 

sollen Auswertungen von Messwerten gezeigt haben. Diese Werte 

würden Klagemöglichkeiten für von Fahrverboten betroffene 

Autofahrer bieten. Derzeit dürfen moderne Fahrzeuge 80 Milligramm 

Stickoxid pro Kilometer ausstoßen. Besonders die ersten Autos mit Euro 

6 können vergleichsweise hohe Stickoxid-Werte aufweisen. Für solche 

Autos aus der Anfangszeit gilt dasselbe Problem wie bei Euro-5-

Fahrzeugen: Vergleichsweise sauber sind diese Wagen oft nur auf dem 

Prüfstand. Was aber mit den Euro 4 und anderen Fahrzeugen wird ist 

unklar. Nachrüstung soll angeblich möglich sein, jedoch dürften die 

Fahrzeugbesitzer die Umrüstungen voraussichtlich selber tragen. 

In diesen 37 Städten werden Grenzwerte ganz sicher überschritten und 

von der Einführung einer Fahrverbotszone ist auszugehen: München, 

Stuttgart, Köln, Reutlingen, Hamburg, Düsseldorf, Kiel, Heilbronn, 

Darmstadt, Ludwigsburg, Dortmund, Wiesbaden, Berlin, Freiburg im 

Breisgau, Oberhausen, Oldenburg, Wuppertal, Hagen, Mainz, Tübingen, 

Frankfurt am Main, Solingen, Aachen, Gelsenkirchen, Leverkusen, 

Limburg a.d. Lahn, Mannheim, Augsburg, Hannover, Ludwigshafen am 

Rhein, Osnabrück, Halle (Saale), Leonberg, Nürnberg, Gießen, Essen, 

Regensburg. In weiteren 29 Städten wird von einer Überschreitung und 

Fahrverboten ausgegangen, wenn die Werte aus dem Jahr 2017 

vorliegen.  

Gleichstellungsbeauftragte will Hymne ändern 

Die SPD-Politikerin Rose-Möhring, zugleich Vorsitzende der 

Gleichstellungsbeauftragten in den obersten Bundesbehörden, fordert 

in einem ministeriellen Rundbrief, den Text der deutschen 

Nationalhymne von männlicher Dominanz zu ändern. Es soll gegendert 

und der Gleichstellungswahnsinn auf die Hymne ausgeweitet werden: 

Aus „Vaterland“ solle „Heimatland“ werden, statt „brüderlich mit Herz 

und Hand“ müsse es heißen „couragiert mit Herz und Hand“. 

SPD stimmt für Groko und rettet Merkel 

Die Mitglieder der SPD haben entschieden und zum zweiten Mal 

nach 2013 für den Eintritt in eine Koalition mit CDU/CSU gestimmt. 

Für eine Neuauflage der Großen Koalition stimmten rund 66 

Prozent. Erst 171 Tage nach der Bundestagswahl soll das neue 

Kabinett von Bundeskanzlerin Merkel am 14. März seine Arbeit 

aufnehmen. Das ist die längste Regierungsbildung in der 

Geschichte unseres Landes. Nach dem Scheitern der 

Verhandlungen mit FDP und Grünen wurde erneut auf die 

schrumpfenden Sozis zurückgegriffen. Die CSU stellt drei Minister 

und die SPD sechs Minister.  Am 14. März soll Merkel zum vierten 

Mal zur Bundeskanzlerin gewählt werden. Damit regiert die 

Kanzlerin des Chaos voraussichtlich eine weitere 

Legislaturperiode. Armes Deutschland……..  

Berlin im Sumpf arabischer Banden 

Berlin versinkt im Sumpf krimineller arabischer Clans. Immer mehr 

ausländische Banden sorgen dafür, dass Sicherheit in der 

Hauptstadt inzwischen kleingeschrieben wird. Besonders fallen 

dabei arabische Großfamilien auf, die sich fast Jahrzehnte 

ungestört ausbreiten konnten. Da verwundert es nicht, dass 

besagte Clans selbst die Polizei unterwandern haben sollen. 

Drogengeschäfte, Rotlichtszene und Kassieren von Schutzgeldern 

gehört zu den Spezialitäten der Banden.  Arabische Großfamilien 

gewinnen in diesen Bereichen immer mehr Einfluss. Sie agieren in 

regelrechten Parallelgesellschaften.  

Jetzt soll eine „Null-Toleranz-Strategie“ retten, was zu lange 

versäumt wurde. Vermischt mit übertriebener Toleranz konnten 

sich rechtsfreie Räume entwickeln. Für einen großen Teil der 

Politiker war eine Thematisierung auch undenkbar und der Begriff 

„Ausländerkriminalität“ bereits rechtslastig. Dabei ist es nicht nur 

Berlin, in dem sich diese Clans ausbreiten. In vielen anderen 

Städten hat sich inzwischen eine feste Szene kriminelle Migranten 

etabliert, die nach ihren eigenen Gesetzen leben und den 

Rechtsstaat belächeln.  

Aus Fachkräften werden “qualifizierte 

Hilfsarbeiter“ 

Nach den vollmundigen Ankündigungen durch die 

Einwanderungsparteien, es würden massenhaft Akademiker und 

Fachkräfte nach Deutschland kommen, scheint sich diese Lüge 

nicht mehr mit der Realität zu vertragen. Um trotzdem einen 

Nutzen vorzugaukeln, sollen sich jetzt „qualifizierte Hilfsarbeiter“ 

aus den eingewanderten Asylanten rekrutieren lassen. Mit 

milliardenschweren Integrations- und Fortbildungsprogrammen 

soll das Ziel erzwungen werden. Die Frage bleibt nach der 

Bereitschaft, denn diese lässt sich nicht erzwingen.   

  

 

 

 



 

 

 

Hamburg mit Infoabend und Aktionstagen 

 

Die Aktivitäten im Stadtstaat Hamburg laufen schriftweise an und nach 

den ersten Verteilungen folgen Informationsabende und Aktionstage. 

So findet am 19.03.18 der erste Aktionstag statt und am 22.03.18 ein 

Infoabend. Sollten Sie Interesse an einer Veranstaltung unserer Partei 

in Hamburg haben, so können Sie sich an unsere Geschäftsstelle 

werden. Wir leiten Ihre Anfrage an den Landesverband Hamburg 

weiter: kontakt@rep.de 
 

Zahl der ausreisepflichtigen Afghanen steigt 

Die Zahl der Afghanen, die ausreisepflichtig sind und Deutschland 

verlassen müssten, steigt weiter an. So waren im Januar über 14.500 

Staatsangehörige aus Afghanistan ausreisepflichtig, rund 1.770 mehr 

als vor einem Jahr. Von ihnen hätten 71 Prozent über eine Duldung 

verfügt. Mehr als die Hälfte der Asylanträge von Afghanen wurde 

abgelehnt, aber nur wenige der Abgelehnten kehrten in ihr Land 

zurück. Damit setzt sich das Problem der insgesamt steigenden Zahl 

von rückkehrpflichtigen Personen fort.  Die Bundesregierung schiebt bis 

auf Weiteres nur Straftäter, terroristische Gefährder sowie Personen, 

die sich der Identitätsfeststellung verweigern, nach Afghanistan ab. 
 

Kandel steht für das Asylchaos in Deutschland 

Rund zwei Monate nach dem gewaltsamen Tod eines 15-jährigen 

Mädchens im südpfälzischen Kandel sind am Samstag wieder 

Demonstrationen durch die kleine Stadt gezogen. Die Veranstaltungen 

waren am Nachmittag gestartet und blieben laut Polizei ohne größere 

Störungen. Die Kundgebungsteilnehmer werden dabei immer wieder 

von linken Gegendemonstranten provoziert oder attackiert.  Über die 

Medien werden die Demonstrationsteilnehmer gerne als 

Rechtsextremisten bezeichnet. Richtig ist, dass die Wut vieler 

Bürgerinnen und Bürger offen geäußert wird, was im Widerspruch zu 

den Vorstellungen der Altparteien und Willkommensgemeinschaften 

steht. Forderungen der Kritiker werden als „rassistische Hetze“ 

bezeichnet, dabei steht Kandel exemplarisch für eine völlig verfehlte 

Asylpolitik. Hieran ändern auch Beschwichtigungsversuche führender 

Politiker der Altparteien nichts.  

 

BRD beim Mindestlohn unter EU-Durchschnitt 

Für viele Arbeitnehmer ist der Mindestlohn eine Herausforderung 

das Leben zu bestreiten. Während der Erwerbszeit reicht er kaum 

zum Leben und bei Eintritt in die Rente sichert er die Altersarmut. In 

dem Zusammenhang ist ein Blick auf die Verhältnisse in anderen EU-

Ländern interessant.  

Deutschland liegt bei der Steigerung des Mindestlohnes im Vergleich 

zu anderen Staaten innerhalb der EU zurück. Das zeigt eine 

Vergleichsstudie des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 

Instituts. Hiernach haben 19 EU-Länder ihren Mindestlohn im 

vergangenen Jahr erhöht. Anders sieht es jedoch in Deutschland aus, 

denn hier ist der Mindestlohn nicht gestiegen. Aufgrund der Inflation 

und deren Berücksichtigung erhalten viele Arbeitnehmer real sogar 

weniger Lohn. In Deutschland beträgt der Mindestlohn 47 Prozent 

des mittleren Lohnniveaus. In 13 anderen EU-Länder fällt dieser 

höher aus. Mit 8,84 Euro ist der Mindestlohn in Deutschland deutlich 

niedriger als in anderen westeuropäischen Staaten.  Im Jahr 2017 ist 

der Mindestlohn in den EU-Staaten durchschnittlich um 4,4 Prozent 

gestiegen. Abzüglich der höheren Inflation nahm er um 2,8 Prozent 

zu.  

HEIMAT GESTALTEN - REPUBLIKANER WERDEN  

Unser Land hat bereits zu 

viele Zuschauer und 

besonders heute ist es 

wichtiger denn je, dass 

mehr Menschen ihren 

Anteil zur zwingend 

notwendigen Veränderung 

leisten. Jeder kann sich 

einbringen, entweder als 

aktives Mitglied oder als passiver Unterstützer. Als Republikaner sind 

Sie Teil einer Oppositionsbewegung, die sich primär für die 

Interessen der eigenen Bevölkerung einsetzt und den Erhalt unserer 

Identität. Jetzt ist Ihre Chance sich zu beteiligen.  Einen 

Aufnahmeantrag finden Sie auf Seite 5 oder 

http://www.rep.de/mitglied-werden 
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 Kontakt:  
 

 Tel.: 0211 ï 995 487 94 oder kontakt@rep.de 

 Informieren Sie sich über unsere Arbeit  

 O Ich möchte mehr über die Partei erfahren. 

 O Bitte laden Sie mich zu einer Veranstaltung ein. 

 O Ich möchte Mitglied werden. 

 

mailto:kontakt@rep.de
http://www.rep.de/mitglied-werden


 

 

 

 

VERANSTALTUNGSKALENDER 
¶ Hamburg: Am 22.03.18, um 19.30 Uhr, führen die Hamburger Republikaner einen Informationsabend durch. 

Interessenten können sich für eine Einladung an die Geschäftsstelle wenden: kontakt@rep.de 

¶ Heidelberg: einmal im Monat. Informationen unter: heidelberg@rep.de oder 0157/30663871. 

¶ Karlsruhe Land: Regelmäßige politische Stammtische in verschiedenen Städten des Landkreises, z.B. Bruchsal, am 
20.03.18, 18.00 Uhr; Wiesental, 25.03.18, 10.00 Uhr. Weitere Informationen über den Kreisverband: 07254-72375. 

¶ München: Stammtisch mit Infoveranstaltung jeden zweiten Dienstag im Monat ab 19 Uhr im Gasthof Zum Goldenen Roß, 
Rosenheimer Str. 189, 81671 München. Näheres unter: 089/2158367. 

¶ Erding: Stammtisch jeden dritten Freitag im Monat ab 19.30 Uhr beim Lindenwirt in Erding/Bergham (Nähe S-Bahn-Station 
Aufhausen). Info unter: Tel. 08083/8717. 

¶ Nürnberger Land: Stammtisch jeden vierten Samstag im Monat ab 19.30 Uhr, Gaststätte „Zum Goldenen Stern“, 
Nürnberger Str. 7, 91224 Pommelsbrunn. Infos unter: 01522-2624313. 

¶ Kissing: Politischer Stammtisch, jeden ersten Montag. Beginn 19.30 Uhr, Gaststätte Ralax‘t, Peterhofstr.15, 8438 Kissing. 

¶ Forchheim: In Forchheim führen die Republikaner einen monatlichen Stammtisch durch. Interessenten melden sich bitte 
bei Herrn Noffke, Bezirksvorsitzender u. Kreisrat: Tel. 09191/31880. 

¶ Frankfurt am Main: Politischer Stammtisch am ersten Dienstag im Monat. Infos unter: 069/522500. 

¶ Kassel: Vierwöchentliches Informationstreffen unserer Partei. Infos unter: Tel. 0661/603746, 

¶ Düsseldorf: Informationsabend des REP-Kreisverbandes, jeder ersten Freitag im Monat, um 19.30 Uhr. Interessenten 
können Sie direkt beim Kreisverband melden: duesseldorf@rep.de oder Tel./Fax 0211-6022383.  

¶ Köln: Monatliche Informationsveranstaltungen. Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de 

¶ Kreis Aachen: Informationsabend jeden ersten Freitag im Monat um 18 Uhr. Anfragen an: kontakt@rep.nrw.de. 

¶ Wuppertal: Monatlicher Stammtisch, Einladungen erfolgen schriftlich. Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de. 

¶ Ruhrstammtisch: abwechselnd in Essen, Bochum, Gelsenkirchen. Kontakt unter: kontakt@rep.nrw.de. 

¶ Dortmund: Monatlicher Informationsabend: Kontakt unter: kontakt@rep-nrw.de. 

¶ Ostwestfalen-Lippe: Jeden ersten Montag im Monat, 19.30 Uhr, Porta Westfalica. Anfragen unter: kontakt@rep-nrw.de. 

¶ Kreis Kleve: Monatliche Informationsveranstaltungen des REP-Kreisverbandes Kleve. Infos unter: kleve@rep.de 

¶ Vogtland: Monatliche Informationsveranstaltung. Infos unter: sachsen@rep.de    

BITTE ÄNDERUNGEN ODER WEITERE VERANSTALTUNGEN DER BUNDESGESCHÄFTSSTELLE MITTEILEN 



 


